
 

 

Deutscher Anwaltverein  
Littenstraße 11, 10179 Berlin  
Tel.: +49 30 726152-0  
Fax: +49 30 726152-190  
E-Mail: dav@anwaltverein.de 

Büro Brüssel 
Rue Joseph II 40 
1000 Brüssel, Belgien 
Tel.: +32 2 28028-12 
Fax: +32 2 28028-13 
E-Mail: bruessel@eu.anwaltverein.de 
Registernummer: 87980341522-66 
 
www.anwaltverein.de 

 
Ergänzende 
Stellungnahme 
des Deutschen Anwaltvereins durch  
den Ausschuss Arbeitsrecht 
 
 
zu den für das Beschlussverfahren empfohlenen 
Gegenstandswerten aus dem Entwurf eines 
Streitwertkatalogs für die Arbeitsgerichtsbarkeit 
 
 
 
 
Stellungnahme Nr.: 9/2014   Berlin, im März 2014 
 
 
 
 
Mitglieder des Ausschusses  
 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Heinz Josef Willemsen,  

Düsseldorf (Vorsitzender) 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Jobst-Hubertus Bauer, Stuttgart  
- Rechtsanwältin Dr. Susanne Clemenz, Gütersloh 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Björn Gaul, Köln 
- Rechtsanwalt Roland Gross, Leipzig 
-  Rechtsanwalt Prof. Dr. Stefan Lunk, Hamburg 
- Rechtsanwalt Dr. Hans-Georg Meier, Berlin 
- Rechtsanwältin Dr. Nathalie Oberthür, Köln  

(Berichterstatterin) 
- Rechtsanwältin Dr. Barbara Reinhard, Frankfurt  
- Rechtsanwältin Dr. Ulrike Schweibert, Frankfurt 
- Rechtsanwalt Dr. Uwe Silberberger, Düsseldorf 
- Rechtsanwältin Regina Steiner, Frankfurt 
 
Zuständig in der DAV-Geschäftsführung  
 
- Rechtsanwalt Thomas Marx 
 
 



 - 2 - 

Verteiler 
 
 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

 

 Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages 

 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages 

 Ausschuss Wirtschaft und Energie des Deutschen Bundestages 

 

 Landesministerien für Arbeit und Soziales 

 Landesjustizministerien der Länder 

 

 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

 Deutscher Gewerkschaftsbund 

 Deutscher Arbeitsgerichtsverband e.V. 

 Deutscher Steuerberaterverband 

 Bund der Richterinnen und Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit 

 Deutscher Richterbund 

 Bundesverband der Freien Berufe 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 Rechtsanwaltskammern in der Bundesrepublik Deutschland 

 

 Bundesarbeitsgericht 

 Landesarbeitsgerichte in der Bundesrepublik Deutschland 

 Arbeitsgerichte in der Bundesrepublik Deutschland 

 

 Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des DAV 

 Vorsitzende der Landesverbände des DAV 

 Vorsitzende des FORUM Junge Anwaltschaft im Deutschen Anwaltverein 

 

 Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (NZA) 

 Zeitschrift Recht der Arbeit 
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 Zeitschrift Arbeitsrechtliche Entscheidungen (AE) 

 Redaktion Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) 

 Süddeutsche Zeitung 

 Redaktion Financial Times Deutschland (FTD) 

 Juve Verlag 

 Juris Newsletter 

 Heise Online 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

I. Allgemeines 
 

1. Die Bewertungsvorschläge gehen überwiegend von dem Hilfswert nach § 23 Abs. 3 

Satz 2 RVG aus, der nach oben oder unten angepasst werden soll. Grundsätzlich 

allerdings ist der Wert nach billigem Ermessen zu bestimmen, erst danach ist auf den 

Hilfswert mit etwaigen Abwandlungen nach oben oder unten abzustellen. Die 

Begrenzung der Höhe auf € 500.000 zeigt, dass der Hilfswert dabei auch deutlich 

überschritten werden kann. 

 

Die Festlegung nach billigem Ermessen hat richtigerweise unter Berücksichtigung der 

Interessen der Betriebspartner zu erfolgen. Insoweit sollte klargestellt werden, dass nur 

dann, wenn das Interesse der Betriebspartner und dessen Bewertung gänzlich 

unmöglich ist, auf den Hilfswert zurückgegriffen werden kann. 

 

2. Die Bewertungsvorschläge lassen eine Tendenz erkennen, das Beschlussverfahren 

möglichst kostengünstig zu halten, um den Arbeitgeber als alleinigen Träger der Kosten 

wirtschaftlich nicht übermäßig zu belasten.  

 

Eine dogmatische Grundlage für diese Tendenz besteht nicht. Den berechtigten 

Interessen des Arbeitgebers kann und muss vielmehr über das Korrektiv des § 40 

BetrVG angemessene Geltung verschafft werden, indem der Kostenerstattungsan-

spruch des Betriebsrats konsequent nur dann bejaht wird, wenn ein Beschlussverfahren 

zur Durchführung der Betriebsratsarbeit objektiv erforderlich ist. Der beratende 

Rechtsanwalt wird in diesem Fall schon aus eigenem Interesse von der Führung nicht 

erforderlicher Verfahren abraten. Eine künstliche Absenkung der Streitwerte führt 

demgegenüber dazu, dass Beschlussverfahren auf Basis der gesetzlichen Gebühren 

nicht mehr kostendeckend geführt werden können und deshalb von einer Vielzahl von 

Rechtsanwälten nicht mehr geführt werden. Die Gewährleistung effektiven Rechts-

schutzes ist damit für Betriebsräte nicht mehr gewährleistet. 
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3. Im Lichte dieser allgemeinen Erwägungen nimmt der DAV zu den übrigen 

Bewertungsvorschlägen nachfolgend wie folgt Stellung: 

 

Nr.  Verfahrensgegenstand 

1.  Betriebsänderung/Personalabbau 

1.1 Realisierung des Verhandlungsanspruchs: Hilfswert gem. § 23 Abs. 3 S. 2 

RVG 

1.2 Unterlassung der Durchführung einer Betriebsänderung: Ausgehend vom 

Hilfswert erfolgt eine Erhöhung nach der Staffelung von B. Nr. 13.7 
 

Eine pauschale Bewertung auf der Grundlage des Hilfswertes wird den 

unterschiedlichen Sachverhalten einer Betriebsänderung nicht gerecht. 

Entscheidend ist, welche Belastung die Betriebsänderung für die 

Arbeitnehmer und welche Vorteile sie für den Arbeitgeber beinhaltet. Bei 

einer Betriebsstillegung bspw. ist das beiderseitige Interesse erheblich 

höher als bei einer Reorganisation der Arbeitsprozesse. Daran muss sich 

der Ausgangswert orientieren. Eine degressive Staffelung des Wertes bei 

höherer Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer mag – 

ausschließlich – in völlig gleich gelagerten Sachverhalten angezeigt sein, 

doch ist eine geringere Bewertung als 25 % des Ausgangswertes nicht 

angezeigt. Der DAV schlägt vor, die Staffeln mit 50%, 30% und 20 % zu 

bemessen. 

 

2. Betriebsratswahl 

2.1 Bestellung des Wahlvorstands: Grundsätzlich Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 

2 RVG; 

wenn zusätzlicher Streit über die Größe des Wahlvorstands bzw. 

Einzelpersonen grundsätzlich Erhöhung jeweils um ½ Hilfswert nach § 23 

Abs. 3 S. 2 RVG 

2.2 Maßnahmen innerhalb des Wahlverfahrens (incl. einstweilige Verfügungen) 

z.B.: 

Abbruch der Wahl: ½ Wert der Wahlanfechtung (siehe B. Nr. 2.3). 
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Zurverfügungstellung von Unterlagen (auch Herausgabe der Wählerlisten): 

½ Hilfswert von § 23 Abs. 3 S. 2 RVG 

 

Macht der Arbeitgeber den vollständigen Abbruch der Betriebsratswahl 

geltend, würde sich bei einem Obsiegen ein anschließendes 

Anfechtungsverfahren erübrigen. Bei einer solchen Befriedigungs- bzw. 

Erfüllungsverfügung, bei der im Erfolgsfall der geltend gemachte Anspruch 

gesichert ist, erscheint eine im Verhältnis zur Wahlanfechtung geringere 

Bewertung nicht angemessen. 

Der halbe Hilfswert wird der Bedeutung der ordnungsgemäßen 

Durchführung einer Betriebsratswahl nicht gerecht; zudem können 

Streitigkeiten um die Wählerliste (bspw. zu der Frage, ob Leiharbeitnehmer 

zu berücksichtigen sind) erhebliche Interessen zugrunde liegen. Deshalb 

erscheint in einfachen Verfahren der Hilfswert angemessen, bei höherer 

Bedeutung der zwei- bis dreifache Hilfswert. 

2.3 Wahlanfechtung (incl. Prüfung der Nichtigkeit der Wahl): 

ausgehend vom doppelten Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG, 

Steigerung nach der Staffel gemäß § 9 BetrVG mit jeweils ½ Hilfswert. 

 

Dies entspricht im Grundsatz der Rechtsprechung des 

Bundesarbeitsgerichts, das allerdings bei einem auf Feststellung der 

Nichtigkeit der Betriebsratswahl gerichteten Antrags vom dreifachen 

Hilfswert ausgegangen ist. Dies entspricht eher der Bedeutung der 

Wahlanfechtung.  

3. Betriebsvereinbarung 

 Ausgehend vom Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG wird gegebenenfalls 

unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls, z.B. Inhalt und 

Bedeutung der Regelungsfrage, eine Erhöhung bzw. ein Abschlag 

vorgenommen. 

 

Hier muss bei der Bewertung richtigerweise anhand des Einzelfalls 

bewertet werden, unter anderem unter Berücksichtigung des 

Regelungsgegenstandes, seiner Auswirkungen und der Anzahl der 
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betroffenen Mitarbeiter. Die Festsetzung sollte allerdings nicht von dem 

Hilfswert, sondern von einer ermessensgerechten Festsetzung ausgehen 

(vgl. Anm. 1). 

4. Einigungsstelle, Einsetzung nach § 98 ArbGG bei Streit um : 

4.1 Offensichtliche Unzuständigkeit: Höchstens Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 

RVG 

4.2 Person des Vorsitzenden: Grundsätzlich ¼ Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 

RVG 

4.3 Anzahl der Beisitzer: Grundsätzlich insgesamt ¼ Hilfswert nach § 23 Abs. 3 

S. 2 RVG 

 

Person und Anzahl der Beisitzer können für das Einigungsstellenverfahren 

von erheblicher Bedeutung sein, so dass der Ansatz von ¼ Hilfswert nicht 

angemessen ist. Angemessen wäre mindestens ½ Hilfswert. 

5. Einigungsstelle, Anfechtung des Spruchs 

 Ausgehend vom Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG wird gegebenenfalls 

unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls, z.B. Inhalt und 

Bedeutung der Regelungsfrage, eine Erhöhung bzw. ein Abschlag 

vorgenommen. 

 

vgl. Ziffer 3. 

6. Einigungsstelle, Anfechtung des Spruchs über Sozialplan 

6.1 Macht der Arbeitgeber eine Überdotierung geltend, dann entspricht der 

Wert des Verfahrens der vollen Differenz zwischen dem festgesetzten 

Volumen und der von ihm als angemessen erachteten Dotierung. 

6.2. Beruft sich der anfechtende Betriebsrat nur auf eine Unterdotierung, dann 

finden die Grundsätze von § 23 Abs. 3 S. 2 RVG Anwendung. 

 

s. bereits vorliegende DAV-Stellungnahme Nr. 45/2013.. 

7. Einstweilige Verfügung 

7.1 Bei Vorwegnahme der Hauptsache: 100% des allgemeinen Wertes. 

7.2 Einstweilige Regelung: Je nach Einzelfall Abschlag bis zu 50% des 

Hauptsachestreitwertes. 
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8. Freistellung eines Betriebsratsmitglieds 

8.1 Freistellung von der Arbeitspflicht im Einzelfall (§ 37 Abs. 2 und 3 BetrVG): 

aufzuwendende Arbeitsvergütung für die Dauer der Freistellung. 

 

Anders als bei den übrigen Verfahrensgegenständen wird hier plötzlich das 

Vorliegen einer vermögensrechtlichen Streitigkeit angenommen, so dass 

zur Bemessung des Gegenstandswertes nur auf die arbeitsvertraglich 

geschuldete Vergütung für die Dauer der Freistellung abgestellt werden 

soll. Gerade hier ist die Tendenz zu einer künstlichen Reduzierung des 

Streitwertes deutlich erkennbar. Übersehen wird, dass mit dem 

Freistellungsbegehren vor allem die ordnungsgemäße Durchführung der 

Aufgaben des Betriebsrats ermöglicht werden soll. Tatsächlich liegt hier ein 

Verfahrensgegenstand nichtvermögensrechtlicher Natur vor, der 

ermessensgerecht zu bewerten ist. 

8.2 Zusätzliche Freistellung (§ 38 BetrVG): Grundsätzlich doppelter Hilfswert 

nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG 

Nicht ersichtlich ist, weshalb dieser Fall anders bemessen werden soll als 

Ziffer 8.1; wollte man – entgegen der hiesigen Auffassung – auf die 

Vergütung für den Freistellungszeitraum abstellen, müsste dies 

konsequenterweise auch im Fall der zusätzlichen Freistellung geschehen. 

9. Informations- und Beratungsansprüche 

9.1 Grundsätzlich Hilfswert des § 23 Abs. 3 S. 2 RVG; abhängig vom 

Gegenstand des Mitbestimmungsrechts und der Bedeutung des Einzelfalls 

sowie des Aufwands kann eine Herauf- oder Herabsetzung des Wertes 

erfolgen. 

9.2 Sachverständige/Auskunftsperson: Nichtvermögensrechtliche Streitigkeit: 

Es ist vom Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG auszugehen, 

einzelfallabhängig kann eine Herauf- oder Herabsetzung erfolgen. 

10. Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten 

 Streit über das Bestehen eines Mitbestimmungsrechts: Grundsätzlich 

Hilfswert des § 23 Abs. 3 S. 2 RVG; abhängig vom Gegenstand des 

Mitbestimmungsrechts und der Bedeutung des Einzelfalls (organisatorische 

und wirtschaftliche Auswirkungen, Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer 
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u.a.) kann eine Herauf- oder Herabsetzung des Wertes ohne Staffelung 

erfolgen. 

 

s. Anmerkung zu Ziffer 3 

11. Mitbestimmung in wirtschaftlichen Angelegenheiten 

 Siehe B. Nr. 1 

s. Anmerkung zu Ziffer 3 

12. Nichtigkeit der Betriebsratswahl 

 Siehe Betriebsratswahl (B. Nr. 2.3) 

13. Personelle Einzelmaßnahmen nach §§ 99, 100, 101 BetrVG 

13.1 Grundsätzliches: Es handelt sich um eine nichtvermögensrechtliche 

Angelegenheit; entscheidend sind die Aspekte des Einzelfalls, z.B. die 

Dauer und Bedeutung der Maßnahme und die wirtschaftlichen 

Auswirkungen, die zur Erhöhung oder Verminderung des Wertes führen 

können. 

 

Auch bei nichtvermögensrechtlichen Angelegenheiten ist in Ausübung des 

Ermessens die Bedeutung für die Betriebspartner zu berücksichtigen. 

Geeigneter Anknüpfungspunkt kann deshalb für die Bewertung der 

betriebsverfassungsrechtlichen Verfahren nach §§ 99, 100 BetrVG wegen 

einer Einstellung, Versetzung bzw. einer Eingruppierung oder bei 

Anträgen auf Aufhebung einer personellen Maßnahme gem. § 101 BetrVG 

die Vergütung der betroffenen Arbeitnehmer sein, wenn sich hieraus die 

wirtschaftliche Bedeutung für die Betriebspartner ermessen lässt. Lässt 

sich hieraus kein Anhaltspunkt herleiten (bspw. bei 

Umgruppierungsverfahren ohne Vergütungseinschränkung), kann der 

Hilfswert als Ausgangspunkt dienen und nach Bedarf verringert oder erhöht 

werden. 

 

 

13.2 Einstellung: 

Als Anhaltspunkte für die Bewertung können dienen: 
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13.2.1 der Hilfswert von § 23 Abs. 3 S. 2 RVG oder 

13.2.2 die Regelung von § 42 Abs. 3 GKG (ab dem 01.07.2013: Abs. 2), wobei 

eine Orientierung am 2-fachen Monatsverdienst des Arbeitnehmers 

sachgerecht erscheint. 

 

Der DAV hat bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass der Streit um eine 

Einstellung nicht unter die Ausnahmeregelung des § 42 Abs. 2 GKG fällt, 

da es sich nicht um eine Bestandsstreitigkeit handelt, sondern um die 

Begründung eines Arbeitsverhältnisses. Insofern ist ein Rückgriff auf § 42 

Abs. 2 GKG und in diesem Zusammenhang zudem eine Reduzierung des 

dort genannten Kappungsbetrages nicht geboten. Es ist deshalb zwar 

regelmäßig davon auszugehen, dass das Interesse der Betriebspartner an 

der Einstellung dem wirtschaftlichen Wert des Arbeitsverhältnisses 

entspricht, eine Kappung auf drei Monatsgehälter ist dabei aber nicht 

geboten. 

Bei der Einstellung von Leiharbeitnehmern kann die Vergütung des 

Verleihers zugrunde gelegt werden. Liegen der Einstellungsstreitigkeit 

grundsätzliche Fragen zugrunde (bspw. Streit um die Beteiligungspflicht bei 

im Betrieb beschäftigten Drittarbeitnehmern) ist das hierauf gerichtete 

Interesse der Betriebspartner und die wirtschaftliche Bedeutung des 

Ausgangs der Streitigkeit eigenständig zu bewerten.   

13.3 Eingruppierung/Umgruppierung: 

 Die Grundsätze zu B. Nr. 13.1 und 13.2 gelten unter Berücksichtigung des 

Einzelfalles auch bei diesem Mitbestimmungsrecht, wobei bei der Wertung 

gemäß B Nr. 13.2.2 die Orientierung an § 42 Abs. 2 GKG (ab 01.07.2013: 

Abs. 1) vorzunehmen ist. Bei der 36-fachen Monatsdifferenz erfolgt ein 

Abschlag i. H. v. 25% wegen der nur beschränkten Rechtskraftwirkung des 

Beschlussverfahrens für den fraglichen Arbeitnehmer. 

 

s. Anmerkung zu 13.1. Die Orientierung an der Vergütung ist zu begrüßen, 

nicht nur in dieser, sondern auch in anderen Fallkonstellationen der 

personellen Einzelmaßnahmen. Weshalb die Bewertungsvorschläge hier 

unterschiedliche Ansätze wählen, erschließt sich dogmatisch nicht. Eine 
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Herabsetzung um 25% ist allerdings nicht geboten, da in der Praxis die 

Ergebnisse des Beschlussverfahrens im Individualverfahren maßgebliche 

Berücksichtigung finden.  

13.4 Versetzung 

 Je nach Bedeutung der Maßnahme Hilfswert (bei Vorgehensweise nach B. 
Nr. 13.2.1) oder Bruchteil davon bzw. (bei Vorgehensweise nach B. Nr. 
13.2.2) 1 bis 2 Monatsgehälter, angelehnt an die für eine Versetzung im 

Urteilsverfahren genannten Grundsätze. 

 

s. Anmerkung zu 13.1 

13.5 Das Verfahren nach § 100 BetrVG wird mit ½ Wert des Verfahrens nach § 

99 Abs. 4 BetrVG bewertet. 

 

s. Anmerkung zu 13.1. Eine Herabsetzung des Wertes erschließt sich nicht. 

Da mit der vorläufigen Durchführung der Maßnahme jedenfalls für die 

Dauer des Rechtsstreits Fakten geschaffen werden, ist das Interesse mit 

dem des Zustimmungsersetzungsverfahrens gleichwertig. 

13.6 Das Verfahren nach § 101 BetrVG wird wie das Verfahren nach § 99 Abs. 

4 BetrVG bewertet. 

13.7 Bei Masseverfahren mit wesentlich gleichen Sachverhalten, insbesondere 

bei einer einheitlichen unternehmerischen Maßnahme und parallelen 

Zustimmungsverweigerungsgründen und/oder vergleichbaren 

Eingruppierungsmerkmalen, erfolgt - ausgehend von vorgenannten 

Grundsätzen - ein linearer Anstieg des Gesamtwertes, wobei als 

Anhaltspunkt folgende Staffelung für eine Erhöhung angewendet wird: 

 

− beim 2. bis einschließlich 20. parallel gelagerten Fall wird für jeden 

Arbeitnehmer der für den Einzelfall ermittelte Ausgangswert mit 25 % 

bewertet, 

− beim 21. bis einschließlich 50. parallel gelagerten Fall wird für jeden 

− Arbeitnehmer der für den Einzelfall ermittelte Ausgangswert mit 12,5 % 
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− bewertet, 

− ab dem 51. parallel gelagerten Fall wird für jeden Arbeitnehmer der 

− Ausgangswert mit 10 % bewertet. 

 

Dies gilt unabhängig davon, ob die Verfahren in einem oder verschiedenen 

Beschlussverfahren geführt werden, ggf. hat eine Quotelung auf die 

einzelnen Verfahren zu erfolgen. 

 

s. Anmerkung zu 1.2. Auch bei einer degressiven Staffelung ist das 

Interesse der Betriebspartner zu bewerten. 

14. Sachmittel – Kostenerstattung nach § 40 BetrVG 

14.1 Vermögensrechtliche Streitigkeit: Entscheidend ist die Höhe der 

angefallenen Kosten/des Wertes der Aufwendungen; bei dauernden 

Kosten, z.B. Mietzinszahlungen: Max. 36 Monatsaufwendungen. 

 

Gegenstand der Auseinandersetzung ist nicht das Besitz-, Vermögens- 

oder Nutzungsinteresse des Betriebsrats, sondern das Interesse des 

Betriebsrats an sachgerechter Mandatsführung. Die aufzuwendenden 

Kosten können deshalb nicht der alleinige Maßstab der Bewertung sein. 

14.2 Schulungskosten/Freistellung: 

Vermögensrechtliche Streitigkeit: Entscheidend ist die Höhe der 

Schulungskosten, inklusive Fahrtkosten. 

 

s. Anmerkungen zu 8.1 und 14.1. 

15. Unterlassungsanspruch 

 Sowohl für den allgemeinen Unterlassungsanspruch als auch den 

Anspruch nach § 23 Abs. 3 BetrVG: Festsetzung entsprechend dem Wert 

des streitigen Mitbestimmungs- oder Mitwirkungsrechts. 

16. Zuständigkeitsstreitigkeiten/Kompetenzabgrenzung 

16.1 Abgrenzung Zuständigkeit Betriebsratsgremien: 

Grundsätzlich Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG, gegebenenfalls wird 

unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles eine Erhöhung bzw. 
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ein Abschlag in Betracht kommen. 

vgl. Anm. 1 

16.2 Abgrenzung Betrieb / gemeinsamer Betrieb / Betriebsteil: 

Grundsätzlich Hilfswert nach § 23 Abs. 3 S. 2 RVG, gegebenenfalls wird 

unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles eine Erhöhung bzw. 

ein Abschlag in Betracht kommen. 

vgl. Anm. 1 

 

 

 


